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ZUSaMMEnfaSSUnG

Studienziel  Die Haltung der Allgemeinbevölkerung in Basel 
gegenüber dem Einsatz von Zwangsmaßnahmen zu evaluieren. 
Dies vor dem Hintergrund, dass Zwangsmaßnahmen indirekt 
u. a. von der allgemeinen Stigmatisierung von Menschen mit 
psychischen Erkrankungen, der Haltung der Öffentlichkeit und 
dem jeweiligen sozialen Netzwerk gesteuert werden.
Methodik  Antworten von 1,112 Personen aus einer repräsen-
tativen Bevölkerungsbefragung im Kanton Basel-Stadt wurden 
ausgewertet. Die Teilnehmenden erhielten schriftliche Fallvig-
netten und Fragebögen, in denen die Akzeptanz der Zwangs-
maßnahmen «Zwangseinweisung», «Zwangsmedikation» und 
«Zwangsisolation» erfragt wurde.
Ergebnisse  Beim Vorliegen der Symptome einer psychoti-
schen Störung befürworteten 31,5 % mindestens eine Zwangs-
massnahme, bei Symptomen einer Borderline-Persönlichkeits-
störung (22,0 %) und einer Alkoholabhängigkeit (20,7 %) war 
die Akzeptanz geringer. Insgesamt war die Ablehnung von 
Zwangseinweisungen und Zwangsmaßnahmen in der Basler 
Bevölkerung ausserordentlich hoch. Die differenzierte Ein-
schätzung des Einsatzes von Zwangsmaßnahmen durch die 
Basler Bevölkerung entsprach den medizinethischen Leitlinien 
im Umgang mit diesen Störungsbildern.
Schlussfolgerung  Die Haltung der Öffentlichkeit dürfte indi-
rekten Einfluss auf die lokale Anwendung von Zwangsmaßnah-
men haben und sollten in den psychiatrischen Fachdiskurs 
einbezogen werden.

abStr aCt

Objective  To examine the attitude of the general public in 
Basel concerning the use of coercive measures while dealing 
with psychiatric patients. The common population indirectly 
governs the use of coercive measures in psychiatry by its stig-
matization of people with psychiatric illnesses, and its attitude 
towards treatment in psychiatry and by local opinion leaders 
and reactions of social networks.
Methods  The answers of 1,112 persons from a representative 
population survey were evaluated. Participants were mailed 
case vignettes and questionnaires, and asked if they considered 
involuntary admission, coercive medication, and/or seclusion 
as acceptable measures in dealing with psychiatric patients.
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Einleitung
Obwohl sie eine Ultima Ratio darstellen sollten, variieren Zwangs-
einweisungen und Zwangsmaßnahmen zwischen verschiedenen 
Ländern [1, 2] sowie auch psychiatrischen Kliniken erheblich [1]. 
Hierbei spielt die Grösse der Einrichtung, die Dauer des Aufenthal-
tes von PatientInnen oder die Arbeitsauslastung der behandelnden 
Teams nur eine kleine Rolle [3]. Auch innerhalb der Schweiz diffe-
riert die Rate der gegen den Willen untergebrachten PatientInnen 
und der angewendeten Zwangsmaßnahmen zwischen den Kanto-
nen und Kliniken [4]. Hierbei unterscheiden sich auch die Auffas-
sungen der Behandlungsteams sowie die Einschätzung der Patien-
tInnen und Angehörigen über einzelne Zwangsmaßnahmen bzw. 
welche Zwangsmaßnahmen verwendet werden sollten [4].

In der Schweiz beruhen im Durchschnitt 19,7 % der stationär-
psychiatrischen Behandlungen auf Zwangseinweisungen [5]. Am 
häufigsten sind Menschen mit der Diagnose einer Schizophrenie 
oder affektiven Störung von Zwangseinweisungen mit insgesamt 
47 % betroffen [5].

Die Anzahl der fürsorgerischen Unterbringungen pro Einwohner 
entspricht in Basel-Stadt mit 1,56 pro 1.000 Einwohnern etwa dem 
Schweizer Durchschnitt [5]. In den Universitären Psychiatrischen Kli-
niken (UPK) in Basel liegt die Häufigkeit von angewendeten Zwangs-
maßnahmen bei etwa 4,8 % der eingewiesenen PatientInnen, was 
etwa auf der Hälfte des Niveaus des Schweizer Durchschnitts aller 
Kliniken (9,6 %) liegt (Nationaler Verein für Qualitätsentwicklung in 
Spitälern und Kliniken (ANQ); (http://www.anq.ch/messergebnisse/
ergebnisse-psychiatrie). Hierbei bezieht sich die Quote von 4,8 % auf 
Zahl der Hospitalisationen. Zwangsmaßnahmen werden damit in 
den UPK etwas seltener angewendet als im Durchschnitt der deut-
schen Kliniken (ca. 6 %) [6, 7]. Auch im Vergleich mit anderen Län-
dern bewegt sich die Häufigkeit der Zwangsmaßnahmen in den UPK 
eher im unteren Bereich. Sie liegen in Ländern wie Deutschland, den 
Niederlanden, Wales und Irland in der Grössenordnung zwischen 
4,5 % bis 9,4 % der behandelten PatientInnen [8].

Zwangsmaßnahmen können negative Emotionen wie Angst, 
Wut, Scham und Hilflosigkeit bei den Patienten auslösen und zur 
Traumatisierung führen [9, 10]. Darüber hinaus haben Zwangsmaß-
nahmen eine negative Auswirkung auf die Inanspruchnahme psy-
chiatrischer Therapie, Adhärenz [11, 12] und wirken sich negativ 
auf die therapeutische Beziehung aus [13].

Die World Psychiatric Association hat kürzlich eine Stellungnah-
me publiziert, in der dringend dazu aufgerufen wird, Alternativen 
zu Zwangsmaßnahmen zu entwickeln, um die psychische Gesund-
heit besser zu schützen; unter anderem durch Öffnung von psych-
iatrischen Kliniken [14]. In einer Studie, die bei 314.330 PatientIn-
nen durchgeführt wurde, zeigte sich, dass eine «Politik der Offenen 
Tür» Zwangsmaßnahmen signifikant reduziert [15]. Darüber hin-

aus scheinen patientenzentrierte und unterstützende Behand-
lungssettings erfolgreich bei einer Reduktion von Zwangsmaßnah-
men zu sein [16].

Zwangseinweisungen und Zwangsmaßnahmen stehen in einem 
komplexen übergeordneten Kontext verschiedener Einflussfakto-
ren. Diese reichen von der allgemeinen Stigmatisierung von psy-
chisch erkrankten Menschen, der Haltung der Öffentlichkeit, der 
nationalen Gesetzgebung, der Haltung lokaler Entscheidungsträ-
ger, dem politischen Kontext, dem jeweiligen sozialen Netzwerk, 
der Anzahl und Qualität der bestehenden Facheinrichtungen und 
der Gesundheitsfachpersonen, deren Ausbildung, Erfahrung und 
Expertise bis zur Menge der verfügbaren Ressourcen [17].

In unserer Studie untersuchten wir entsprechend der Frage, wie 
die Wohnbevölkerung in Basel die Erforderlichkeit von Zwangsein-
weisungen und verschiedenen Zwangsmaßnahmen einschätzt und 
deren Anwendung in Bezug auf mehrere Fallvignetten beurteilt. 
Neben den Diagnosen der Abhängigkeitserkrankung, Schizophre-
nie und Persönlichkeitsstörung wurde auch die Auswirkung einer 
Eigen- oder Fremdgefährdung auf die Einschätzung der Bevölke-
rung in Basel untersucht.

Methoden

Durchführung der Befragung
Die Daten für die vorliegende Auswertung stammen aus einer Be-
völkerungsbefragung zur Inanspruchnahme psychiatrischer Diens-
te und zur Wahrnehmung der Psychiatrie, die von Herbst 2013 bis 
Frühjahr 2014 unter Bürgerinnen und Bürgern des Kantons Basel-
Stadt (Schweiz) durchgeführt wurde. Die Modalitäten entsprachen 
der Deklaration von Helsinki und die Untersuchung wurde von der 
Ethikkommission Nordwest- und Zentralschweiz genehmigt (EKNZ 
2014–394). Eine detaillierte Beschreibung der Methodik kann den 
bislang publizierten Arbeiten entnommen werden [18–21]. Die 
wichtigsten Details werden im Folgenden zusammengefasst:

Das Studienmaterial wurde an eine Stichprobe von 10.000 Per-
sonen verschickt, die zufällig aus dem kantonalen Einwohnerregis-
ter ausgewählt wurde. Die Studienteilnehmenden mussten für min-
destens 2 Jahre in einem Privathaushalt in den Gemeinden Basel, 
Bettingen oder Riehen angemeldet sein. Zudem mussten sie zwi-
schen 18 und 65 Jahre alt sein und ausreichende Deutschkenntnis-
se haben. In einem Begleitschreiben wurden die Teilnehmenden 
über den Umfang der Studie und ihre Rechte aufgeklärt. Für zusätz-
liche Rückfragen standen eine eigens eingerichtete E-Mail-Adresse 
und eine Hotline-Telefonnummer zur Verfügung. Mit der Rücksen-
dung der Unterlagen erteilten die Befragten ihr Einverständnis zur 
Teilnahme an der Untersuchung.

Results  When symptoms of a psychotic disorder were present, 
31.5 % approved of at least one coercive measure, with 22 % 
approval in the case of a borderline personality disorder, and 
20.7 % in the case of alcohol dependency. However, the overall 
rejection of coercive measures by the general public in Basel 
was high. The differential approval of the examined coercive 

measures depending on psychiatric symptoms was in line with 
professional medical and ethical guidelines.
Conclusion  Public attitudes have an indirect influence on the 
local use of coercive measures and should be included in the 
specialist psychiatric discourse.
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2.207 Personen nahmen an dieser Befragung teil (61,5 % weib-
lich, 66,5 % Schweizer, 44,7 % ledig). Die Rücklaufquote betrug 
22,1 %. Das Durchschnittsalter der Teilnehmenden lag bei 43,4 Jah-
ren (SD = 13,4). Insgesamt hatten 6,2 % der Teilnehmenden die ob-
ligatorische Schulpflicht (9 Jahre) beendet, 51,3 % hatten einen Se-
kundarschulabschluss (ca. 12 Jahre) und 42,0 % einen Hochschul-
abschluss. Im Vergleich zu offiziellen Statistiken (Statistisches Amt 
BS) [22] ist die Stichprobe relativ repräsentativ. Jedoch sind Frauen 
und Personen mit Hochschulbildung in unsere Probe überreprä-
sentiert. In die aktuelle Auswertung konnten Teilnehmende einbe-
zogen werden, die Studienmaterial mit der Fallvignette erhalten 
hatten (N = 1.112). Daten von 1.095 Teilnehmenden, die die Klinik-
vignette erhalten hatten, konnten in die aktuellen Auswertungen 
nicht aufgenommen werden, da die Bewertung der Zwangsmaß-
nahmen für die fiktive Person in ihren Fragebogen unterschiedlich 
operationalisiert wurde.

Studienmaterial
Das Studienmaterial bestand aus schriftlichen Vignetten und Fra-
gebögen. Die Vignetten berichteten entweder über Symptome 
einer psychischen Störung (Fallvignetten) oder über psychiatrische 
Kliniken (Klinikvignetten). In den Fallvignetten wurde eine fiktive 
Person dargestellt, die entweder Symptome einer psychotischen 
Störung, einer Alkoholabhängigkeit oder einer emotional-instabi-
len Persönlichkeitsstörung vom Borderline-Typ (BPD) zeigte. Die 
Symptome dieser Störungen erfüllen die DSM5-Kriterien der jewei-
ligen Störung [23], die Krankheitsbilder wurden in den Fallvignet-
ten aber nicht explizit benannt. Die Teilnehmenden erhielten zu-
fällig ausgewählt eine Version der Vignette mit je einer Ausprägung 
der psychischen Symptomatik, einer Ausprägung der Gefährdung-
saspekte (ohne Gefährdung, Selbstgefährdung, Fremdgefährdung), 
und einer Ausprägung des Geschlechts (männlich, weiblich) der 
fiktiven Person.

Messinstrumente
Die Akzeptanz von Zwangsmaßnahmen wurde anhand von drei Va-
riablen erhoben. Die Teilnehmenden wurden befragt, ob sie eine 
der folgenden Zwangsmaßnahmen für den fiktiven Charakter in 
der Fallvignette akzeptieren würden: (1) unfreiwillige Hospitalisa-
tion/Zwangseinweisung, (2) Zwangsmedikation oder (3) Isolation. 
Die Bewertung des jeweiligen Items erfolgte auf einer 4-stufigen 
Likert-Skala («sicher ja», «eher ja», «eher nein», «sicher nein»), und 
es war auch möglich, sich nicht auf eine Antwort festzulegen 
(«weiss nicht»). Falls die Teilnehmenden mindestens eine dieser drei 
Maßnahmen akzeptiert haben, wurde dies als „Akzeptanz von min-
destens einer der Zwangsmaßnahmen“ kodiert (dichotome Varia-
ble: ja/nein).

Bisherige Auswertungen und Veröffentlichungen
Aus den erhobenen Daten wurden bereits Auswertungen zum Be-
dürfnis nach sozialer Distanz [18], zur empfundenen Gefährlichkeit 
[19], zur Prädiktion der Befürwortung von Zwangsmassnahmen 
[20], zum Verhältnis zwischen der Persönlichkeit der Befragten, 
Stigmatisierung und empfundener Gefährlichkeit [21] und zur fall-
bezogenen und pauschalen Zustimmung der Bevölkerung zu 
Zwangsmassnahmen [24] veröffentlicht. Die in der vorliegenden 
Arbeit berichteten detaillierten Zahlen zur Zustimmung der Bevöl-

kerung zu Zwangsmassnahmen in der Psychiatrie stellen wichtige 
Informationen für die wissenschaftliche Diskussion dar und sind als 
Referenzwerte für zukünftige Arbeiten von Relevanz, wurden aber 
bislang nicht veröffentlicht. Der vorliegende Artikel soll diese Lücke 
schliessen.

Statistische Analyse
Alle statistischen Analysen wurden mit dem Statistikpaket SPSS 24 
für Windows (IBM Corporation, Armonk, NY, USA) durchgeführt. 
Im Rahmen der vorliegenden Auswertung werden anhand von Mit-
telwerten und Standardabweichungen bzw. von Anzahl und Fre-
quenz deskriptive Statistiken zur Beschreibung der Studienpopu-
lation und zur Akzeptanz von Zwangsmaßnahmen berichtet. Un-
tersucht wurde die Akzeptanz einer unfreiwilligen Hospitalisation, 
einer Zwangsmedikation, einer Isolation oder mindestens einer die-
ser Massnahmen.

Ergebnisse

Akzeptanz von mindestens einer der 
Zwangsmaßnahmen
Mindestens eine der drei Formen untersuchter Zwangsmaßnah-
men wurde beim Vorliegen der Symptome einer psychotischen Stö-
rung (31,5 %) deutlich mehr gutgeheissen als bei Symptomen einer 
BPD (22,0 %) und einer Alkoholabhängigkeit (20,7 %). Des Weite-
ren war die Akzeptanz von Zwangsmaßnahmen insgesamt bei Vor-
liegen einer Selbstgefährdung (29,3 %) und einer Fremdgefährdung 
(28,9 %) grösser als bei Fallvignetten ohne Gefährdungsaspekte 
(16,2 %). Die Zustimmung in Abhängigkeit vom Geschlecht der Per-
son in der Fallvignette war für männliche (25,0 %) und weibliche 
(24,7 %) fiktive Personen ähnlich hoch (▶tab. 1 und ▶abb. 1).

Akzeptanz von unfreiwilliger Hospitalisation
In ▶tab. 2 sowie der korrespondierenden ▶abb. 2 wird die Akzep-
tanz von unfreiwilliger Hospitalisation dargestellt. In Abhängigkeit 
von der psychischen Symptomatik sprachen sich bei einer psycho-
tischen Störung 3,2 % sicher und 22,9 % eher für eine Zwangsunter-

▶tab. 1 Akzeptanz von mindestens einer der Zwangsmassnahmen.

akzeptanz von mindestens einer Zwangsmassnahme

Ja nein

Weiblich 24,7 % 75,3 %

Männlich 25,0 % 75,0 %

Ohne Gefährdung 16,2 % 83,8 %

Selbstgefährdung 29,3 % 70,7 %

fremdgefährdung 28,9 % 71,1 %

alkoholabhängigkeit 20,7 % 79,3 %

borderline 22,0 % 78,0 %

Psychose 31,5 % 68,5 %

Gesamt 24,8 % 75,2 %
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0 % 20 % 40 % 60 % 80 % 100 %
Psychose

Borderline
Alkoholabhängigkeit

Fremdgefährdung
Selbstgefährdung
ohne Gefährdung

männlich
weiblich

neinja

▶abb. 1 Akzeptanz von mindestens einer der Zwangsmassnahmen.

▶tab. 2 Akzeptanz von unfreiwilliger Hospitalisation.

Unfreiwillige Hospitalisation

sicher ja eher ja eher nein sicher nein weiss nicht

Weiblich 3,6 % 15,6 % 38,3 % 38,0 % 4,5 %

Männlich 3,1 % 16,6 % 43,2 % 31,1 % 5,9 %

Ohne Gefährdung 1,9 % 11,9 % 34,4 % 48,3 % 3,3 %

Selbstgefährdung 4,4 % 18,4 % 43,0 % 29,0 % 5,2 %

fremdgefährdung 3,8 % 17,8 % 44,4 % 26,9 % 7,0 %

alkoholabhängigkeit 3,1 % 12,8 % 46,1 % 33,8 % 4,2 %

borderline 3,9 % 12,3 % 35,1 % 43,5 % 5,3 %

Psychose 3,2 % 22,9 % 40,7 % 27,2 % 5,9 %

Gesamt 3,4 % 16,1 % 40,6 % 34,7 % 5,1 %

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Alkoholabhäncgigkeit
Borderline

Psychose

ohne Gefährdung
Selbstgefährdung
Fremdgefährdung

weiblich
männlich

sicher ja eher ja eher nein sicher nein weiss nicht

▶abb. 2 Akzeptanz von unfreiwilliger Hospitalisation.
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bringung aus, bei einer BPD waren es 3,9 % und 12,3 %, und bei 
einer Alkoholabhängigkeit 3,1 % und 12,8 %. Während bei Fremd-
gefährdung 3,8 % der Befragten sicher und 17,8 % eher eine Zwangs-
einweisung befürworteten und die Zustimmung bei Selbstgefähr-
dung 4,4 % bzw. 18,4 % betrug, lag sie bei Vignetten ohne Gefähr-
dungsaspekte bei 1,9 % bzw. 11,9 %.

Akzeptanz von Zwangsmedikation
▶tab. 3 und ▶abb. 3 zeigen die Akzeptanz von Zwangsmedikati-
on. Bei Vorliegen einer psychotischen Störung befürworteten 2,4 % 
sicher und 18,2 % eher eine Medikation ohne Zustimmung, bei einer 
BPD waren es 3,3 % und 9,9 %, und bei einer Alkoholabhängigkeit 
1,4 % und 9,8 %. In Abhängigkeit von Gefährdungsaspekten stimm-
ten bei Fremdgefährdung 2,9 % sicher und 14,6 % eher einer 
Zwangsmedikation zu, bei Selbstgefährdung waren es 2,1 % bzw. 
16,0 %, ohne Gefährdungsaspekte 2,2 % bzw. 7,5 %.

Akzeptanz von Isolation
▶tab. 4 und ▶abb. 4 stellen die Befürwortung von Isolation dar. 
Bei einer psychotischen Störung waren 1,1 % sicher und 4,3 % eher 
für eine Isolation, bei einer BPD 1,1 % und 4,7 % und bei einer Alko-
holabhängigkeit 0,6 % und 4,2 %. In Abhängigkeit von Gefährdung-
saspekten befürworteten bei Fremdgefährdung 2,1 % sicher und 
6,2 % eher eine Isolation, bei Selbstgefährdung waren es 0,5 % bzw. 
4,9 %, ohne Gefährdungsaspekte 0,3 % bzw. 2,2 %.

Über alle Formen der untersuchten Zwangsmaßnahmen war der 
Anteil an Personen, die sich nicht für eine Zustimmung oder Ableh-
nung entscheiden konnten, mit 4,3 % bis 5,6 % gering. Insgesamt 
war die Akzeptanz von unfreiwilliger Hospitalisation (3,4 % «sicher 
ja», 16,1 % «eher ja») höher als die Akzeptanz von Zwangsmedika-
tion (2,4 % bzw. 12,7 %) und diese höher als die Akzeptanz von Iso-
lationen (0,9 % bzw. 4,4 %).

▶tab. 3 Akzeptanz von Zwangsmedikation.

Zwangsmedikation

sicher ja eher ja eher nein sicher nein weiss nicht

Weiblich 2,4 % 12,4 % 31,3 % 47,8 % 6,0 %

Männlich 2,3 % 13,1 % 39,3 % 40,1 % 5,1 %

Ohne Gefährdung 2,2 % 7,5 % 30,4 % 56,1 % 3,9 %

Selbstgefährdung 2,1 % 16,0 % 37,6 % 38,4 % 5,9 %

fremdgefährdung 2,9 % 14,6 % 37,1 % 38,3 % 7,0 %

alkoholabhängigkeit 1,4 % 9,8 % 36,7 % 48,2 % 3,9 %

borderline 3,3 % 9,9 % 28,2 % 53,0 % 5,5 %

Psychose 2,4 % 18,2 % 40,2 % 31,9 % 7,2 %

Gesamt 2,4 % 12,7 % 35,1 % 44,2 % 5,6 %

0 % 20 % 40 % 60 % 80 % 100 %
Psychose

Borderline
Alkoholabhäncgigkeit

Fremdgefährdung
Selbstgefährdung
ohne Gefährdung

männlich
weiblich

sicher ja eher ja eher nein sicher nein weiss nicht

▶abb. 3 Akzeptanz von Zwangsmedikation.
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Diskussion
In Basel lehnten etwa 79 % der Teilnehmenden der repräsentativen 
Befragung der Allgemeinbevölkerung jede Art von Zwangsmaß-
nahmen bei PatientInnen mit einer Alkoholabhängigkeit oder Per-
sönlichkeitsstörung ab, etwas geringer war diese Ablehnung bei 
PatientInnen mit einer Schizophrenie (etwa 69 %). Eine Zwangsein-
weisung sahen etwa 25 % der Befragten bei einer Psychose als in-
diziert, bei einer Alkoholabhängigkeit und bei Menschen mit einer 
Borderline-Persönlichkeitsstörung sahen etwa 15 % der Bevölke-
rung eine Zwangseinweisung als gerechtfertigt an.

Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass die Öffentlichkeit eine 
differenzierte Haltung zu unterschiedlichen psychischen Erkran-
kungen zeigt. Bezüglich der betroffenen Diagnosegruppen sind 
diese Ergebnisse kongruent mit der Studie von Hotzy et al. [26], 
die im 2018 klinische Daten zur Anwendung von Zwangsmaßnah-
men (Isolation, Fixierung, Zwangsmedikation) an der Psychiatri-
schen Universitätsklinik Zürich analysiert haben. Sie fanden, dass 
eine primäre Diagnose einer psychotischen Störung oder Persön-

lichkeitsstörung (in den meisten Fällen Borderline-Persönlichkeits-
störungen vom emotional-instabilen Typ), signifikant mit Zwangs-
maßnahmen verbunden war. Zudem war eine sekundäre Diagnose 
mit Substanzgebrauchsstörungen signifikant mit der Anwendung 
von Zwangsmaßnahmen verbunden. Der vergleichsweise hohe An-
teil an Akzeptanz und Durchführung von Zwangsmassnahmen bei 
Schizophrenie könnte unter anderem mit einer diagnosespezifi-
schen Stigmatisierung zusammenhängen. Beispielweise konnte 
gezeigt werden, dass an Schizophrenie erkrankte Menschen stär-
ker unter Stigmatisierung leiden als beispielsweise Depressive und 
sie als besonders unkontrollierbar und gefährlich gelten [29–32]. 
Internationale Studien zeigen vergleichbare Ergebnisse wie z. B die 
Studie von Pescosolido et al. [27], die die öffentliche Meinung über 
Unterstützung von Zwangsbehandlung über einen Zeitraum von 
zweiundzwanzig Jahren in den USA untersucht hat. Die Autoren 
fanden, dass die Wahrnehmung der Öffentlichkeit über potenziel-
le Gewalt und Unterstützung für Zwangsbehandlung für Schizo-
phrenie im Laufe der Zeit zugenommen hat.

▶tab. 4 Akzeptanz von Isolation.

Isolation

sicher ja eher ja eher nein sicher nein weiss nicht

Weiblich 0,9 % 4,1 % 24,5 % 66,1 % 4,3 %

Männlich 1,0 % 4,7 % 24,9 % 65,1 % 4,3 %

Ohne Gefährdung 0,3 % 2,2 % 15,5 % 79,2 % 2,8 %

Selbstgefährdung 0,5 % 4,9 % 28,6 % 62,1 % 3,9 %

fremdgefährdung 2,1 % 6,2 % 30,0 % 55,3 % 6,5 %

alkoholabhängigkeit 0,6 % 4,2 % 23,7 % 67,9 % 3,6 %

borderline 1,1 % 4,7 % 21,0 % 69,9 % 3,3 %

Psychose 1,1 % 4,3 % 29,3 % 59,3 % 6,0 %

Gesamt 0,9 % 4,4 % 24,7 % 65,7 % 4,3 %

0 % 20 % 40 % 60 % 80 % 100 %

Psychose
Borderline

Alkoholabhängigkeit

Fremdgefährdung
Selbstgefährdung
ohne Gefährdung

männlich
weiblich

sicher ja eher ja eher nein sicher nein weiss nicht

▶abb. 4 Akzeptanz von Isolation.
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Insgesamt bewerteten in der Basler Bevölkerung nur etwa 5 % 
der Befragten eine Isolation als probates Mittel in der Behandlung 
bei den verschiedenen Diagnosen, wohingegen eine Zwangsme-
dikation mit 21 % Zustimmung bei PatientInnen mit einer Schizo-
phrenie und 11 % bis 13 % Zustimmung bei bestehender Alkoho-
labhängigkeit bzw. einer Persönlichkeitsstörung vom Borderline-
Typ als hilfreicher eingeschätzt wurde. Die Einstufung der 
unterschiedlichen Zwangsmaßnahmen durch die Basler Bevölke-
rung deckt sich mit den aus der Literatur bekannten Präferenzen 
von betroffenen PatientInnen. Wenn PatientInnen keine Zwangs-
maßnahmen erfahren haben oder sowohl Zwangsmedikationen 
als auch Isolationen erfahren haben, dann präferieren sie ebenfalls 
die Zwangsmedikation im Vergleich zur Isolation [34]. Auch in 
einem Notfallszenario bevorzugen die meisten PatientInnen eine 
Medikation gegen ihren Willen [34]. Die Einschätzung der Allge-
meinbevölkerung in Basel bestätigt sich auch in einer dänischen 
Studie bei 1.843 PatientInnen, wo Zwangsmedikationen zu kürze-
ren Isolationen führten, weswegen die Autoren empfehlen, vor-
zugsweise eine Zwangsmedikation einzusetzen [35]. Tatsächlich 
scheinen Zwangsmedikationen, wenn sie als erste Wahl eingesetzt 
werden, zu weniger Isolationen zu führen [34]. Dies deckt sich lei-
der nicht vollständig mit der klinischen Praxis. So berichten einige 
Forschungsarbeiten über eine höhere Prävalenz von Isolationen in 
den forensisch-psychiatrischen Kliniken im Vergleich zu Zwangs-
medikation. Im 2017 wurden beispielweise 22,6 % der behandel-
ten Fälle in forensisch-psychiatrischen Kliniken isoliert. Dagegen 
wurde in 1,9 % der Fälle Zwangsmedikation angewendet. In der all-
gemeinen Psychiatrie wurden 2,9 % der behandelten Fälle isoliert 
und Zwangsmedikation wurde in 0,6 % der Fälle angewendet [36].

Die Zustimmung zu allen untersuchten Zwangsmassnahmen 
liegt niedriger als im nationalen und internationalen Vergleich. 
Dabei muss einschränkend darauf hingewiesen werden, dass in der 
Literatur methodisch sehr unterschiedliche Ansätze verwendet 
wurden, was die Vergleichbarkeit der im folgenden genannten Stu-
dien mit unseren Daten erschwert. Steinert et al. [33] untersuch-
ten im 2005 in vier europäischen Ländern (Deutschland, Schweiz, 
England, Ungarn) die Haltung von 752 Laien, 298 Psychiatern und 
687 anderer Gesundheitsfachpersonen. In dieser Studie wurde bei 
insgesamt 1.737 Personen die Haltung bezüglich Zwangsbehand-
lungen und Zwangseinweisungen anhand von Fallvignetten bei Pa-
tientInnen mit einer Schizophrenie in verschiedenen Krankheits-
stadien exploriert. In dem Sample der Laien zeigten sich in einer 
Fallvignette exemplarisch etwa 77 % der Schweizer, 73 % der Deut-
schen, 86 % der Engländer und 70 % der Ungarn mit einer Zwangs-
einweisung einverstanden. Bei der Zwangsmedikation war die Zu-
stimmung etwas geringer, hier gaben 71 % der Engländer, 67 % der 
Deutschen, 70 % der Ungarn und 64 % der Schweizer ihre Zustim-
mung. Es zeigte sich also, dass eine grosse Mehrheit der befragten 
Gruppen für die Zwangseinweisung votierte, wobei die Zustim-
mung innerhalb der Schweiz, bei Männern, Sozialarbeitern, Psy-
chologen und Menschen mit einer eigenen psychiatrischen Vorge-
schichte am niedrigsten war. In einer ähnlichen Befragung in Frank-
reich äusserten sich 95 % der Teilnehmenden einverstanden, dass 
Zwangseinweisungen unter bestimmten Voraussetzungen akzep-
tabel sind [28]. In einer Telefonbefragung in Norwegen stimmten 
zwischen 87 % und 97 % der ca. 2.000 Befragten einer Zwangsein-
weisung und Zwangsbehandlung anhand von psychiatrischen Fall-

vignetten zu [25]. In den USA empfanden 2018 über 60 % der Be-
fragten Personen, die die Kriterien für Schizophrenie erfüllten, als 
gefährlich für andere und 44–59 % befürworteten eine Zwangsbe-
handlung [27]. Ausserdem empfanden 68 % der Befragten Men-
schen mit Alkoholabhängigkeit als gefährlich für andere und 
26–38 % befürworteten eine Zwangsbehandlung.

Bezüglich der Haltung der Öffentlichkeit prägen individuelle Fak-
toren wie die kausale Attribuierung (Kontrollierbarkeit, Verant-
wortlichkeit) oder der persönliche Kontakt mit psychisch erkrank-
ten Menschen, das Erleben von Gefährlichkeit oder auch emotio-
nale Reaktionen eine entweder eher ablehnende oder helfende 
Einstellung psychisch erkrankten Menschen gegenüber. Wird eher 
kausal attribuiert, d. h. eine Person wird als verantwortlich für ihre 
Lage eingeschätzt, resultieren eher emotionale Reaktionen, die zu 
einer Ablehnung ihres Verhaltens und zur Zustimmung zu Zwangs-
maßnahmen führen können. Diese Einstellung kann wiederum 
durch bestehende Kontakte mit Betroffenen verändert werden 
[37]. Bisherige Studien zeigen, dass die Haltung der Öffentlichkeit 
zu Menschen mit psychischen Störungen durch den persönlichen 
Kontakt mit ihnen positiv beeinflusst werden kann [38]. In diesem 
Kontext könnte die vergleichsweise niedrige Zustimmung der Bas-
ler Bevölkerung zu Zwangsmassnahmen in Zusammenhang mit 
einer geringeren Stigmatisierung psychischer Erkrankungen ste-
hen [20].

Limitationen
Die vorliegende Studie unterliegt einigen Limitationen, die berück-
sichtigt werden müssen. Zum einen handelt es sich um eine Befra-
gung aus den Jahren 2013/2014. Auch wenn Änderungen bezüg-
lich der Stigmatisierung von Personengruppen in der Regel lang-
fristige Prozesse sind, lässt sich nicht ausschliessen, dass sich die 
öffentliche Haltung zu Zwangsmassnahmen seitdem verändert hat. 
Insbesondere ist bekannt, dass die Wahrnehmung der Psychiatrie 
in der Öffentlichkeit über intensivierte Medienberichtserstattung 
zu Einzelereignissen deutlichen Änderung unterliegen kann. Zum 
zweiten basiert die Auswahl und Formulierung der Fallvignetten 
auf hypothetischen Situationen. Die tatsächliche Haltung zu 
Zwangsmassnahmen in konkreten Situationen könnte sich daher 
von der in dieser Untersuchung ermittelten unterscheiden. Die 
Rücklaufquote von 22 % ist zwar für die verwendete Methodik 
durchaus zufriedenstellend, der überproportionale Anteil von Ant-
worten von weiblichen Teilnehmerinnen und von Personen mit 
hohem Bildungsniveau muss jedoch bei der Interpretation der Er-
gebnisse berücksichtigt werden. Zuletzt war die Teilnahme an un-
serer Befragung auf Einwohner des Kantons Basel-Stadt beschränkt. 
Damit sind die Ergebnisse aufgrund nationaler und regionaler Be-
sonderheiten möglicherweise nur eingeschränkt generalisierbar.

Zusammenfassung
Insgesamt ist der Vorbehalt gegenüber Zwangseinweisungen und 
Zwangsmaßnahmen in einer repräsentativen Stichprobe der Bas-
ler Bevölkerung ausserordentlich hoch. Ein Grund hierfür könnte 
die hohe Inanspruchnahme klinisch psychiatrischer Behandlung im 
Kanton Basel-Stadt sein, die wiederum einen niedrigschwelligen 
Zugang zu stationär psychiatrischer Behandlung anzeigt [5]. In ihrer 
differenzierten Beurteilung des Einsatzes von Massnahmen wie Iso-
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lation und Zwangsmedikation entspricht die Basler Bevölkerung 
dem in medizinethischen Leitlinien vorgeschlagenen Prozedere.

Schließlich ist es für die Verbesserung psychiatrischer Therapie 
und die Reduktion von Zwangsmaßnahmen sicher ein wichtiges 
Anliegen für die Zukunft, die Seite der Bevölkerung zu hören. Ihre 
Einschätzung könnte auch in neue Behandlungswege und Alterna-
tiven einbezogen werden, sei es eine erfolgreiche Früherkennung 
zur Verhinderung von prognostisch ungünstigen Verläufen der Er-
krankungen, seien es offene psychiatrische Kliniken, die Orientie-
rung an Resilienz und Recovery, einer deinstitutionalisierten Psy-
chiatrie, der Etablierung von alternativen Behandlungswegen wie 
beispielsweise von Hometreatment als Alternative zur Zwangsein-
weisung, dem Ausbau von Behandlungsvereinbarungen und Pati-
entenverfügungen, Krisenplänen oder der niedrigschwelligen Ver-
fügbarkeit von Krisenzentren.
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